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Kritesch,
konstruktiv
an engagéiert…
Member sinn beim Mouvement Ecologique
Seit 35 Jahren setzt sich der Mouvement Ecologique bedingungslos für mehr Umwelt-
schutz, eine nachhaltige Umweltpolitik und mehr Demokratie ein.

Vieles wurde erreicht, oft spielt(e) der Mouvement Ecologique eine Initiatorenrolle. Um
nur einige Beispiele zu nennen:

Die Idee zur Schaffung einer modernen Stadbahn, das Engagement zur Förderung 
regenerativer Energien, die alljährlich stattfindende Oeko-Foire, Aktionen zum Thema
"Fir eng ekologesch Gemengepolitik", der Fahrradtag "Alles op de Vëlo am Mamerdall",
der Aufkleber "Keng Reklame w.e.g.!"…. Doch vieles bleibt noch zu tun!

Das vorliegende Umweltmagazin "De Kéisecker" vermittelt Ihnen einen Überblick über
einige der Themenbereiche, die die parteipolitisch neutrale und unabhängige Umwelt-
bewegung schwerpunktsmäßig in ihrer Arbeit und in ihren zahlreichen Aktivitäten 
behandelt.

Die Ideen gefallen Ihnen und finden Ihre Zustimmung? Sie möchten die konkreten 
Alternativ-Vorschläge des Mouvement Ecologique unterstützen? Sie wollen das Ihre zur
Realisierung seiner Zukunftsvisionen für eine lebenswerte Gesellschaft von Morgen 
beitragen?

Dann werden Sie Mitglied beim Mouvement Ecologique! Je mehr Personen den 
Mouvement Ecologique unterstützen, desto mehr kann im Interesse des Natur- und
Umweltschutzes sowie der Lebensqualität erreicht werden. Deshalb freuen wir uns über
jedes neue Mitglied!

Falls Sie schon Mitglied beim Mouvement Ecologique sind, können Sie sich an 
unserer großen Mitgliederwerbe-Aktion "All Member bréngt e neie Member" betei-
ligen. Im Kéisecker-Info und auf der Homepage www.emweltzenter.lufinden Sie alle
Details hierüber. 

Als Mitglied haben Sie viele Vorteile! So erhalten Sie:

- mindestens 12-mal im Jahr die Mitgliederzeitschrift "De Kéisecker-Info" 
mit aktuellen Stellungnahmen und Ankündigungen

- mindestens 4-mal im Jahr das Umweltmagazin "De Kéisecker" 
mit recherchierten Hintergrundberichten und umfangreichen Dossiers

- Einladungen zu interessanten Vorträgen, Konferenzen und Seminaren

- Verbilligten Eintritt zur Oeko-Foire

u.a.m

Ein Formular zur 
Beitrittserklärung
finden Sie Seite 48

Weitere Informationen 
zur Mitgliedschaft oder über
die Aktion "All Member
bréngt e neie Member" 

Tel.: 43 90 30 - 1
www.emweltzenter.lu



Eine Errungenschaft dieses Umweltminis-
teriums ist es, dass unter seiner Feder-
führung “Indikatoren für eine nachhalti-
ge Entwicklung” erstellt wurden. Hinter
diesem recht drögen Begriff versteckt
sich eine sehr wichtige Basis für die Um-
weltarbeit der Zukunft. Was stellen diese
Indikatoren dar? Was bringen sie? Wie
sind die Luxemburger Indikatoren zu be-
werten?

Landesplanung
Die schleichende Zeitbombe
Der Landverbrauch nimmt in Luxemburg bedenkliche Formen an. Von
den 259.000 Hektar der Oberfläche Luxemburgs wird mehr als die Hälf-
te landwirtschaftlich genutzt, etwa ein Drittel ist von Wäldern bedeckt.
Von 1990 bis 1997 sei der Anteil der Siedlungs und Verkehrsflächen auf
10% angestiegen, lautet die Aussage der SERI-Studie, die im Auftrag
des Umweltministeriums erstellt wurde, dies auf Kosten der landwirt-
schaftlichen Nutzfläche. Der Landverbrauch durch eine unrationelle Pla-
nung hat in den letzten Jahren rasant zugenommen. Wie bedenklich die
Situation wirklich ist und was die Politik unternehmen kann wird in die-
sem Artikel anhand von konkreten Beispielen und Vorschlägen illustriert.

Naturschutz zu Lëtzebuerg
Interview mam Jean-Marie Sinner
Jean-Marie Sinner wurde 1987 vom damaligen
Umweltminister Robert Krieps als Chef des neuge-
schaffenen Naturschutzdienstes eingesetzt. Nach
15 Jahren hat der engagierte Beamte aufgegeben
und übernimmt die Forstdienststelle in Diekirch, die
der neue Direktor bisher innehatte. "De Kéisecker"
befragte den ehemaligen Leiter der Naturschutzab-
teilung zu aktuellen Fragen der Naturschutzpolitik.

16Mobilitéit
Mobilitätsmanagement
in Betrieben und Aktivitätszonen
Guido Müller, Diplom.
Geograph, vom Insti-
tut für Landes- und
Stadtentwicklungs-
forschung des Landes
Nordrhein-Westfalen
beschäftigt sich seit
Jahren mit dem The-
ma Mobilitätsmana-
gement und kann
eine ganze Reihe von
praktischen Beispie-
len aus den USA und
Europa aufzeigen. Im
Rahmen eines inter-
essanten Referates,
das er auf Einladung
des Mouvement Eco-
logique in Luxemburg zu diesem auch hierzu-
lande immer aktueller werdenden Thema hielt,
gab er zahlreiche wertvolle Denkanstöße. Der
“De Kéisecker” nutzte die Gelegenheit sich mit
ihm im Detail zu unterhalten.
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Die institutionalisierte Suche
nach Konsens...

Es gibt eine Reihe von Institutionen und
Gremien, in denen sich vielfach die 
gleichen gesellschaftlichen Exponenten in
dieser oder jener Funktion immer wieder
treffen, um über Probleme und Lösungs-
wege unseres Landes zu diskutieren.

Dazu zählt z.B. der Wirtschafts- und So-
zialrat („conseil économique et social“) 
der vor kurzem sein Jahresgutachten 
über die wirtschaftliche, soziale und 
finanzielle Entwicklung des Landes veröf-
fentlicht hat. Ihm gehören Vertreter 
der verschiedenen sozio-professionnellen
Gruppen an, wie Industrie, Handel, Hand-
werk, Banken, Freiberufler, Landwirtschaft,
Transport ebenso wie Vertreter der Arbeit-
nehmer des privaten bzw. staatlichen 
Sektors.

Ein z.T. identisches Gremium (in wech-
selnden Zusammensetzungen) stellt die
sog. Tripartite („comité de coordination
tripartite“) dar, die anlässlich der Stahl-
krise ins Leben gerufen wurde um, 
zumindest damals, existentzielle, wirt-
schaftliche und soziale Problemsituationen
zu lösen. Ihr gehören paritätisch an:
Mitglieder der Regierung, der Arbeit-
geber (benannt durch Handels-, Hand-
werker- und Landwirtschaftskammer)
sowie der Arbeitnehmer (benannt durch
die repräsentativen Gewerkschaften).

Die Tripartite ist die Ausdrucksform
schlechthin des Luxemburger Modells,
im Rahmen dessen sich die drei Partner
über globale und sektorielle gesell-
schaftliche Aspekte austauschen, dies
im Hinblick auf die Findung eines politi-
schen Konsenses.

Das Gesetz betreffend die Schaffung ei-
nes Wirtschafts- und Sozialrates sieht
(sogar) eine Art By-pass zwischen bei-
den „beratenden“ Gremien vor: die Re-
gierung teilt dem Wirtschafts- und So-
zialrat Tripartite-Beschlüsse mit und
kann den Rat auch mit einem Gutachten
dazu beauftragen. 

... lähmt den gesellschaftlichen
Diskurs

Gegenüber einer Tripartite steht die 
Abgeordnetenkammer als Legislative in
manchen wesentlichen politischen Ent-
scheidungsprozeduren wie ein Leicht-
gewicht da, vielfach abgeschnitten von
der gesellschaftlichen Realität. Daran
ändern auch Initiativen wie (nicht-)öf-
fentliche Anhörungen im Parlament
nicht alles. Tatsache ist, dass die Wei-
chen in wesentlichen politischen The-
menbereichen zu einem guten Teil in
anderen Gremien gestellt werden, dies
von einer an sich eher begrenzten An-
zahl von Mandatsträgern. 

Man kann sehr wohl der Meinung sein,
dass solche Meinungsbildungs- bzw.
Entscheidungsstrukturen der begrenzten
politischen „Personaldecke“ bzw. dem
kleinen Luxemburger Mikrokosmos an-
gepasst sind. Sie erlauben, auf der
scheinbar für Luxemburg existentziellen
Suche nach einem Konsens, mit einer
gehörigen Portion Pragmatismus, wirt-
schaftliche und soziale Probleme anzu-
gehen. Die Vergangenheit dürfte all jenen,
die so denken ja zum Teil Recht geben.

Doch: Immer mehr  entsteht der Ein-
druck, dass aufgrund des selbstauferleg-
ten Zwanges konsensorientiert zu arbei-
ten, wesentliche notwendige strukturel-
le Debatten bzw. gesellschaftliche Infra-
gestellungen und Neuerungen ausge-
klammert oder aber zumindest nicht in
der notwendigen Form thematisiert
werden. Grundlegende Fragestellungen
erfordern – im übrigen öffentliche –
Auseinandersetzungen grundsätzlicher
Natur!

Das rezente Jahresgutachten des Wirt-
schafts- und Sozialrates wurde ja u.a.
deshalb in politischen Kommentaren als
oberflächlich bewertet, weil hier Unter-
schiede in den Meinungen von Patronat
und Salariat nicht vertieft wurden son-
dern de facto versucht wurde, zwei Gut-
achten in einem zu erstellen. Konsen-
sualismus über alles, statt bewusst die
Notwendigkeit politischer Optionen
aufzuzeigen...
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Beide Gremien geben sich aber darüber-
hinaus zudem ausschließlich mit wirt-
schaftlichen und sozialen Fragestellun-
gen ab. Andere gesellschaftliche Her-
ausforderungen werden de facto ausge-
klammert und stehen nicht in einem
vergleichbaren Rahmen zur Debatte.
Fragen der Ökologie, Akteure, die einen
kritischen Blick auf den Finanzplatz
werfen, ... ja all jene gesellschaftlichen
Strömungen werden ausgeklammert. Als
ob sich die gesellschaftliche Problematik
Luxemburgs ausschließlich auf rein
wirtschaftliche oder soziale Aspekte re-
duzieren liesse... 

Um diesem Übel abzuhelfen soll nun ein
sog. Nachhaltigkeitsrat ("Conseil Supé-
rieur pour le développement durable")
her. Dieser soll neben den traditionnel-
len schon erwähnten Akteuren einige 
zusätzliche aus dem Nichtregierungsbe-
reich begreifen.

Über die Frage, in wiefern der Nachhal-
tigkeitsrat einen politischen Stellenwert
erhält, der über demjenigen der vielen
anderen beratenden Gremien liegt, kann
man zur Zeit nur spekulieren.

Wege zu einer verstärkten 
politischen Kultur 

Vielleicht wäre es nützlicher – statt die
Anzahl beratender Gremien zu ver-
größern – sich grundsätzlichere Fragen
zu stellen. Wie steht es z.B. mit der „po-
litischen“ Kultur im Lande? 

Unter „politischer Kultur“ versteht man
in der Regel politische Meinungen, Ein-
stellungen und Werte, die eine Gesell-
schaft kennzeichnen. Es handelt sich
dabei um wesentliche Elemente der
Identität einer Gesellschaft, die sowohl
gefühls- als auch verstandsmäßig be-
gründet sind. Der Entwicklungsstand der
politischen Kultur eines Landes läßt sich
durch die Intensität und die Qualität der
Auseinandersetzung zwischen politi-
schen Überzeugungen und Werthaltun-
gen messen.

Wobei es auch von Bedeutung ist, in
wiefern möglichst viele Mitglieder der
Gesellschaft, unabhängig von ihrer wirt-
schaftlichen, sozialen und weltanschau-
lichen Stellung, sich an einer solchen
Auseinandersetzung beteiligen. 

In einem 21. Jahrhundert ist die Art und
Weise, wie der Meinungsbildungs- und
Entscheidungsprozess (über die Lösung
gesellschaftlicher Herausforderungen)
erfolgt in der Tat von entscheidender
Bedeutung.

Kultur
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Und bei aller Hochachtung für die viele
und wertvolle Arbeit, die in beratenden
Gremien erfolgt: Luxemburg hat einen
hohen Nachholbedarf in der Art und
Weise wie wir – über die politische „No-
menklatura“ hinaus – den gesellschaft-
lichen Diskurs führen.

Um daran etwas zu ändern, müssen sich
die Akteure der Zivilgesellschaft in die-
ser oder jener Weise gemeinsam
bemühen. So wichtig das Zusammen-
wirken der Nichtregierungsorganisa-
tionen bei Friedensinitiativen (z.B. Irak-
Krieg) oder zur Abwehr der geplanten
Änderung der Strafgesetzgebung bei
Protestaktionen ist, so wichtig ist es,
dass sie verstärkt um gemeinsame Zu-
kunftsvisionen ringen, in Luxemburg
und „über den Tellerrand hinaus“...

Théid Faber



Indikatoren für eine nachhaltige
Entwicklung – was versteckt
sich dahinter?

Statistik der Arbeitslosenzahlen, Angaben
über die Entwicklung des Bruttosozialpro-
duktes ... diese Instrumente dürften wohl
fast jedem bekannt sein. Bei beiden han-
delt es sich um “Indikatoren”, Indikatoren
für die soziale bzw. die wirtschaftliche
Entwicklung, deren Veröffentlichung in
den Medien, in Politik und Zivilgesellschaft
in der Regel recht große Beachtung findet. 

Nun soll endlich auch die Umwelt derarti-
ge Messinstrumente  erhalten, dies im
Rahmen der “Indikatoren für eine nach-
haltige Entwicklung”. Erstes Ziel ist es
demnach festzuhalten und zu dokumen-
tieren, wie sich der Zustand unserer Um-
welt entwickelt – geschieht dies im Sinne
der anstrebenswerten “Nachhaltigkeit”
oder aber nicht? Zweites Ziel ist aber ganz
sicherlich ein “pädagogisches”: über die
regelmäßige Veröffentlichung dieser Wer-
te soll das Bewusstsein für die Entwick-
lung im Umweltbereich geschärft werden.
Endlich muss sich auch die Politik gefallen
lassen, dass sie regelmäßig in diesem Be-
reich bewertet wird und in der Öffentlich-
keit Bericht und Rechenschaft ablegen
muss.

Diese Indikatoren, deren Idee vor allem
auch ein Resultat der großen Umweltkon-
ferenz von Rio ist, sind deshalb für die
weitere Umweltpolitik von besonderer Be-
deutung.

de kéisecker 1-03
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Eine Errungenschaft dieses Umweltministeriums ist es, dass unter seiner 
Federführung “Indikatoren für eine nachhaltige Entwicklung” erstellt wurden.
Hinter diesem recht drögen Begriff versteckt sich eine sehr wichtige Basis für
die Umweltarbeit der Zukunft. Was stellen diese Indikatoren dar? Was 
bringen sie? Wie sind die Luxemburger Indikatoren zu bewerten? 
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Umwelt macht 
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Basis des vorliegenden Artikels ist die “Stellungnahme zu den
Nachhaltigkeitsindikatoren des Umweltministeriums von 
Luxemburg - ökologische Dimension”, die die Forschungsstelle
für Umweltpolitik Berlin, Fachbereich Politik- und Sozialwissen-
schaften, Forschungsstelle für Umweltpolitik im Auftrag des
Mouvement Ecologique anfertigte. Autoren sind: Prof. Dr. Martin
Jänicke, Leiter der FFU, Dipl.-Verw.Wiss. Roland Zieschank.
Diese kann auf der homepage des Mouvement Ecologique www.emweltzenter.lu eingesehen werden.

Die offizielle Publikation mit den Indikatoren  für eine
nachhaltige Entwicklung Luxemburgs



Ein gutes Beispiel für das Funktionnement der Indikatoren:
die CO2-Emissionen. Der heutige Zustand und die 
Entwicklung der vergangenen Jahre wird dargestellt 
- ebenso wie das angestrebte Ziel.

Die Auswahl derartiger Indika-
toren – kein Honigschlecken! 

Bei der Auswahl der Indikatoren ist es von
eminenter Wichtigkeit, deren Anzahl zu
begrenzen – d.h. nicht einen Indikator für
alle möglichen Schadstoffe, für den Rück-
gang unzähliger Arten usw. vozusehen.
Man benötigt in der Tat – ähnlich 
wie beim Bruttosozialprodukt – wenige 
verständliche und symbolträchtige “Baro-
meter” für die Gesamtentwicklung, und
nicht eine Vielzahl. 

So geht es sehr bewusst darum die we-
sentlichen Indikatoren (sogenannte
“Head-Line-Indikatoren”) auszuwählen,
die stellvertretend für die Gesamtentwick-
lung im ökologischen Bereich stehen kön-
nen und die reellen Probleme auch auf-
greifen. Insofern findet, wie es in einem
Dokument der Freien Universität Berlin zu
lesen steht, eine “Vereinfachung der Rea-
lität” statt.

Die Fragen sind demnach grundsätzlicher
Natur: Welcher Indikator ist aufgrund der
umweltpolitischen Situation der richtige?
Welcher wird aber auch als politisch be-
deutsam anerkannt?

Die Entwicklung von Zielen –
wesentlicher Bestandteil des
Konzeptes

Wesentlich ist darüberhinaus, – weiß man
in welchen Bereichen man Indikatoren er-
stellen will – klare Zielvorstellungen zu
entwickeln.

D.h. in einer ersten Phase gilt es den heu-
tigen Stand der Dinge zu erfassen - und in
einer zweiten festzulegen, wie sich die Si-
tuation in den nächsten Jahren weiterent-
wickeln soll. Beispiel: Welches ist heute
der Anteil des Biolandbaus in der Land-
wirtschaft und wie soll dies 2010 aus-
sehen ... 

Es versteht sich von selbst, dass diese Er-
stellung ein schwieriges Unterfangen ist,
ein Zusammenspiel von Politik und Wis-
senschaft erforderlich ist. Wie erfolgt die
korrekte wissenschaftliche Berechnung?
Wie aber auch werden die Zielvor-
stellungen festgelegt? 

Die Indikatoren für Luxemburg –
eine kritische Analyse

Mitte 2002 legte das Umweltministerium
“seine” Indikatoren für eine nachhaltige
Entwicklung vor. Dabei wurde vom Minis-
ter und vom Staatssekretär immer wieder
betont, sie wären durchaus bereit Verbes-
serungsvorschläge aufzugreifen. Die vor-
liegende “offene” Liste könne zu jeder Zeit
abgeändert bzw. weiterentwickelt werden. 

Grund genug für den Mouvement Ecologi-
que Prof. Dr. Jännicke der Freien Univer-
sität Berlin, der in diesem Bereich ein an-
erkannter Fachmann ist, mit einer Analyse
des Luxemburger Indikatorensystems zu
beauftragen.

Sofort vorneweg: Die Autoren der
Stellungnahme, Prof. Dr. Jännicke und Ro-
land Zieschank, kommen zur Schlussfolge-
rung, dass das Luxemburger System in der
Grundausrichtung gut ist, aber durchaus
Verbesserungsmöglichkeiten bestehen. 

Im folgenden sei auf “Lücken” oder “Aus-
sagedefizite” der derzeitigen Liste einge-
gangen.

Die wesentlichen Indikatoren aus
ökologischer Sicht

Die Liste des Luxemburger Umweltmini-
steriums sieht 27 Indikatoren vor. Gemäß
dem Prinzip von Rio, das ein Ineinander-
greifen von Wirtschaft, Sozialem und Öko-
logie festlegt, wurden je 9 Indikatoren im
sozialen, ökologischen und ökonomischen
Bereich definiert. 

Insgesamt erscheinen 12 Nachhaltigkeits-
indikatoren aus der reinen Umweltpers-
pektive besonders relevant, einschließlich
dreier Indikatoren, die innerhalb des öko-
nomischen Teilbereichs nachhaltiger Ent-
wicklung angesiedelt sind. Es versteht sich
von selbst, dass auch die Indikatoren 
bezüglich der Entwicklungspolitik, Sozial-
kriterien usw. von Relevanz sind. Das 
Berliner Institut begrenzte die Analyse 
jedoch gemäß Auftrag auf die engeren
Umweltparameter, da auf der Ebene der
Entwicklungs- und Sozialpolitik andere
Organisationen in Luxemburg sicherlich
ihren Beitrag leisten werden. 

Des Weiteren wurde zu diesem Zeitpunkt
die Analyse vor allem auf die Auswahl der
Indikatoren begrenzt – im Vordergrund der
Studie stand nicht die Frage, ob die ange-
strebten Ziele auch ausreichend sind (z.B.
lediglich ein Anteil des Biolandbaus an der
gesamten Landwirtschaft von 5% bis zum
Jahre 2010). Wobei letzteres sicheres auch
eine Debatte Wert ist!
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Nachhaltigkeitsindikatoren auf regionaler 
oder kommunaler Ebene?
Immer wieder wird die Frage aufgeworfen, ob nicht auch derartige In-
dikatoren für Gemeinden oder Regionen erstellt werden sollen. Die
Berliner Experten plädieren, und dies ist auch eher die Haltung eines
Mouvement Ecologique, dagegen: “... ist eine parallele Erhebung für
Regionen oder Gemeinden nicht unbedingt sinnvoll und mit unnöti-
gem Aufwand verbunden, da Kenngrößen wie z.B. Waldzustand, Treib-
hausgasemissionen oder Verschmutzung von Gewässern kaum einen
weiteren Informationsgewinn bringen.”

Vielmehr – und hier sollten tatsächlich Anstrengungen gemacht wer-
den – wäre es sinnvoll sich auch auf der Ebene von Gemeinden und
Regionen klare “Umwelthandlungs-Ziele” für die ökologische Ent-
wicklung zu geben.”
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Indikator: émissions de 6 gaz à effet de serre 
en tonnes/an équivalents CO 2 (GWP 100 )
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Erster Umweltindikator in der Liste des Umweltministeriums ist
der Verschmutzungsgrad von Fließgewässern, bei welchem die
biochemische Belastung berücksichtigt wird (biologischer Sauer-
stoff- und Ammoniumgehalt). Das Umweltministerium stellt bei
diesem Indikator in den vergangenen Jahren eine graduelle Ver-
besserung fest. 

B e w e r t u n g  d e s  I n d i k a t o r s

Der Indikator erlaubt keine Rückschlüsse auf die toxische Kon-
tamination von Fließgewässern und deren Lebensgemeinschaf-
ten. So fehlen Leitschadstoffe für organische Schadstoffe und
für Schwermetalle. Deshalb wäre es sinnvoll, den Indikator da-
hingehend zu verbessern, dass ebenfalls “toxische Substanzen
und Verbindungen im Zusammenhang mit Schwermetallen so-
wie ausgewählten organischen Schadstoffen berücksichtigt
werden.”

Verschmutzungsgrad von Fließgewässern 

Der Indikator für die Fließgewässer in Luxemburg:
dass unsere  Gewässer z.T. auch stark mit Schwerme-
tallen belastet sind, ist bekannt. Umso wichtiger wäre
es, diese Belastung auch im Rahmen des Indikators zu
berücksichtigen

Zweiter Indikator im Umweltbereich ist der Ausstoß an CO2. 

B e w e r t u n g  d e s  I n d i k a t o r s

Dieser ist ein gängiger EU-weiter Indikator. Darauf verwiesen sei,
dass mittels Kyoto-Protokoll eine Reduktion der Treibhausgase um

Emissionen der wesentlichen Treibhausgase 

Der dritte Indikator in der Liste erfasst die Vorläufersubstanzen für
Ozon: “composants organiques volatils” sowie “dioxydes d’azote”
(Nox). Wie auf der Kurve des Indikators zu erkennen ist, konnten
in den vergangenen Jahren Verbesserungen der Situation erzielt
werden, doch ist unser Land noch weit entfernt vom anstrebens-
werten Ziel (globale Reduktion von 70%), das u.a. auch erforder-
lich ist, um die Problematik des “Sommersmogs” anzugehen! 

B e w e r t u n g  d e s  I n d i k a t o r s

Bemängelt wird seitens der Berliner Autoren, dass lediglich bo-
dennahes Ozon im Rahmen des Indikators berücksichtigt wird. Die
Emissionen aber, die einen Beitrag zum stratosphärischen Ozon-
abbau leisten – d.h. der Ozonschicht -, hingegen bleiben un-
berücksichtigt. Entsprechend schlagen die Experten vor zu unter-
suchen, ob in Luxemburg nicht auch (noch) die Verwendung von
Ozon abbauenden Substanzen eine gewisse Rolle spielt, d.h. die
Schädigung des Ozonschutzschildes in der Atmosphäre durch CFC
und Halone. 

Vorläufersubstanzen für bodennahes Ozon
(“Sommersmog”)

28% zwischen 1990 und 2010 für Luxemburg festgeschrieben
wurde. Fest steht: derzeit geht der Trend in eine andere Richtung.
Ein “weiter wie bisher” würde dazu führen, dass wir das Kyoto-Ziel
verfehlen werden.

Indikator: Emissions de composants organiques volatils
(COV-NM) et d’oxydes d’azote (NOx) en tonnes/an
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Ziel des Umweltministeriums ist es gemäß Plan für eine nach-
haltige Entwicklung, den Landverbrauch bis zum Jahre 2005
um 50% zu reduzieren. Derzeit geht gemäß Angaben des Mi-
nisteriums die Entwicklung jedoch in eine andere Richtung. So
werden täglich 2 Hektar Fläche verbraucht, was 4 Fußballfel-
dern entspricht. Entsprechend hat der Anteil der bebauten
Fläche zwischen 1990 und 1997 stark zugenommen: von
7,40% (19.136 ha) auf 10% (25 860 ha).

B e w e r t u n g  d e s  I n d i k a t o r s

Die Autoren der Berliner Studie weisen darauf hin, dass der
Flächenverbrauch alleine kein zufriedenstellender Indikator in die-
sem Bereich darstellt. 

Zerschneidungseffekte berücksichtigen. Sie treten vielmehr
dafür ein, – und das ist auch die Sichtweise des Mouvement Eco-
logique – dass ebenfalls die Zerschneidung und Fragmentierung
von Landschaften berücksichtigt werden muss. Dies vor allem da
man durchaus weiß, dass die Anzahl unzerschnittener Räume mit
einer ökologisch relevanten Größe immer weiter abnimmt, die
Tendenz kaum gebrochen scheint. “Diesbezügliche Erhebungen in
der Schweiz und in Österreich machten nicht zuletzt auch Verän-
derungen in der Kulturlandschaft deutlich: Ökologische Degradie-
rung und kulturräumliche Degradierung verlaufen in diesem Fall
weitgehend parallel.”; so die Berliner.

Sie kommen entsprechend zur Schlussfolgerung: “Neben der Do-
kumentation der Bodennutzung sowie des Flächenverbrauchs
wären weitere Informationen interessant, die sich auf eine Zer-
schneidung und Fragmentierung insbesondere ökologisch rele-
vanter Räume (wie Waldgebiete, naturnahe Flächen etc.) bezie-
hen. Ein Verfahren für Waldgebiete ist in den USA entwickelt
worden. Was die Problematik des Flächenverbrauchs und der
häufig daran angekoppelten Flächenzerschneidung anbelangt,
hat ein deutsches Bundesland erstmals 2001 eine Karte der Land-
schaftszerschneidung herausgegeben. Berücksichtigt wurden
nicht nur Autobahnen, sonstige Straßen und Bahnlinien, sondern
auch Siedlungsflächen sind mit ihrer flächentrennenden Wirkung
einbezogen.”

Bodenqualität berücksichtigen. Das Umweltministerium ver-
weist in seinem Bericht darauf, dass neben dem Flächenverbrauch
auch qualitative Aspekte des Umgangs mit Böden von Bedeutung
sind. Allerdings wird die Bodenqualität im Indikatorenset nicht
berücksichtigt, z.B. betreffend die Belastung mit Schadstoffen (at-
mosphärisch oder durch direkte Ausbringung bei der Nutzung,
etwa Pestizide). “Viele im Laufe der Jahre eingetragenen Stoffe be-
sitzen jedoch Akkumulationspotenzial bzw. sind persistent und ihre
Verbreitung ist irreversibel, zu nennen wären beispielsweise
Schwermetalle. Diese Problematik “schleichender Umweltverände-
rungen” ist eigentlich unter Nachhaltigkeitsaspekten ein zu prü-
fendes Thema.”, so erneut die Fachleute. Deshalb solle die Boden-
qualität unbedingt erfasst werden, was auch positive Auswirkun-
gen auf die Qualität des Grundwassers haben könnte.

Bodennutzung bzw. Flächenverbrauch

Es ist nicht angepasst, lediglich zu untersuchen, wie groß der
Bodenverbrauch ist und nicht zu berücksichtigen, wie sich die
Bodenqualität entwickelt. Nehmen die Belastungen zu oder
ab? Auch dies sind wichtige Trends im Umweltbereich
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Dieser Indikator erfasst die Entwicklung des Gesundheits- bzw.
Krankheitszustandes des Waldes. Generell wird seitens des Mi-
nisteriums eine Verbesserung des Waldzustandes angestrebt.
Zu diesem Indikator gibt es keine spezifischen Abänderungs-
vorschläge

Zustand des Waldes

Als weiterer Indikator gilt der ökologische Landbau. Wohl hat der
biologische Landbau in den letzten Jahren zugenommen, insge-
samt macht er aber derzeit immer noch nur 0,84% der gesamten
landwirtschaftlichen Aktivität aus. Gemäß Plan für eine nachhal-
tige Entwicklung strebt das Ministerium einen Anteil von 5% bis
zum Jahre 2010 an.

B e w e r t u n g  d e s  I n d i k a t o r s

Das angestrebte Ziel betreffend den Biolandbau ist, so die Über-
zeugung des Mouvement Ecologique, als zu bescheiden anzuse-
hen. “Was die Zielformulierung bei der biologischen Landwirtschaft
in Luxemburg anbelangt, ist eine Erhöhung des flächenmäßigen
Anteils auf 5% bis zum Jahr 2010 vorgeschlagen worden. Faktisch
rangiert Luxemburg hier im Vergleich von 18 EU-Staaten im unter-
sten Bereich, Österreich liegt bereits im Jahr 2000 bei über 8%,
Schweden über 10% der landwirtschaftlich genutzten Fläche.
Deutschland hat sich das ehrgeizige Ziel von 20% ökologischem
Landbau bis 2010 gesetzt.”, so die Autoren der Studie.

Kommt aber das Problem hinzu, dass der landwirtschaftlichen
Fläche als solche mehr Bedeutung beigemessen werden müsste.
Die Spezialisten aus Berlin beschreiben das Problem wie folgt:

“Die biologische Landwirtschaft ist zwar ein wichtiger Nachhal-
tigkeitsindikator, jedoch lassen sich damit keine Aussagen über
die umweltrelevanten Aktivitäten und vor allem ökologischen
Nebenwirkungen der konventionellen Landwirtschaft machen.
Angesichts eines Anteils von knapp 1% der biologischen Anbau-
methoden an der landwirtschaftlich genutzten Fläche bleiben
99 % praktisch von einer umweltbezogenen Berichterstattung
ausgenommen. Eine stärker auf Nachhaltigkeit und Verbrau-
cherschutz ausgerichtete konventionelle Landwirtschaft ist 
indessen zentrales Thema beispielsweise in Deutschland 
(Stichwort “Agrarwende”).”

und weiter 

“Indikatoren zur Nachhaltigkeit der Landwirtschaft jenseits des
größenmäßig noch nicht entwickelten ökologischen Landbaus 
bilden eine offensichtliche Schwachstelle des bestehenden Indika-
torensets. Zumindest der Indikator “Stickstoffbilanz der Boden-
oberfläche wird allgemein mit Nachhaltigkeitsstrategien im inter-
nationalen und nationalen Rahmen verbunden. Die bundesdeut-
sche Nachhaltigkeitsstrategie hat hierzu das Ziel formuliert, den
Stickstoffüberschuss in der Gesamtbilanz, d.h. Überschüsse auf der
landwirtschaftlich genutzten Fläche und im Stall, über die Pfade
Luft, Boden und Wasser bis 2010 auf 80 kg/ha zu verringern. Auf
EU-Ebene wird hingegen auch ein anspruchsvolleres Ziel von 
50 kg/ha diskutiert.” 

Ökologischer Landbau 

Im landwirtschaftlichen Bereich besteht Korrekturbedarf. Der
biologische Landbau muss stärker ausgebaut werden als bisher
beabsichtigt. Und auch die traditionelle Landwirtschaft muss
sich der nachhaltigen Entwicklung stellen. Als möglicher 
Indikator hierfür könnte die Stickstoffbilanz dienen.
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Der sechste Indikator in der Liste gibt an, wieviele landwirtschaft-
liche Flächen im Sinne der Biodiversität sowie der Agrarumwelt-
beihilfen bewirtschaftet werden (Flächen unter Vertragsnatur-
schutz). Ziel ist es, dass bis zum Jahre 2010 4000 ha aufgrund von
Biodiversitäts-Kontrakten bewirtschaftet werden sowie 16.000 ha
aufgrund der Umweltbeihilfen.

Ein weiterer erfasst die Anzahl der nationalen Naturschutzgebie-
te sowie den Prozentsatz an Habitatgebieten (“zones protégées
d’intérêt communautaire”) an der Gesamtfläche Luxemburgs
(Flächen von nationalem Belang sowie Natura 2000-Flächen). Bei
ersteren beträgt der Prozentsatz an der Gesamtfläche 1% - ange-
strebt werden 5% bis zum Jahre 2010 – die europäischen Schutz-
gebiete machen derzeit 5% aus, angestrebt werden deren 15% im
Jahre 2010.

B e w e r t u n g  d e r  I n d i k a t o r e n

Beide Indikatoren sind unzufriedenstellend. Hierbei gilt es hervor-
zuheben, dass gemäß der heutigen Konzeption von Naturschutz
dieser einerseits nicht mehr auf einige wenige “herausragende”
Gebiete begrenzt sein sollte, sondern sich über die gesamte Lan-
desfläche ausbreiten soll. Andererseits ist bekannt, dass die Aus-
weisung europäischer Schutzgebiete zwar als relevant und positiv
zu werten ist, diese alleine aber noch keinen Garanten für den re-
ellen Schutz dieser Gebiete darstellen. 

Die Autoren der Studie kommen deshalb zur folgenden Schluss-
folgerung:

“Das Indikatorenset gibt keine Auskunft über gefährdete Tier- oder
Pflanzenarten, gefährdete Biotope oder Habitate. Auch fehlen 
Angaben über Bestandsveränderungen “charakteristischer” Arten
für wichtige Lebens-räume wie Wald, Agrarlandschaft, Gewässer.”

und weiter

“Die luxemburgischen Indikatoren orientieren sich bislang über-
wiegend an einer Konzeption ausgewählter Gebiete, in denen das
Artenspektrum gesichert bleiben soll. Eine Weiterentwicklung
könnte dahin gehen, einerseits bedrohte und gefährdete Tier- oder
Pflanzenarten mit zu dokumentieren, andererseits der “Normal-
landschaft”, d.h. auch den genutzten Räumen im gesamten Staats-
gebiet mehr Aufmerksamkeit zukommen zu lassen. Überlegt wer-
den kann das Monitoring ausgewählter Tierarten hinsichtlich ihrer
Bestandsveränderungen. Die zentralen Nachhaltigkeitsindikatoren
in England und demnächst auch in Deutschland schließen Angaben
über Bestände ausgewählter Tierarten mit ein, überwiegend 
werden standorttypische Vogelarten berücksichtigt.”

Landwirtschaftlich genutzte Flächen 
und Schutz von Habitaten – Schutzgebiete

Beim Luxemburger Indikatorenset wurde verpasst,
den reellen Zustand der natürlichen Umwelt 
(Arten- und Biotopschutz) zu berücksichtigen. 
Hier besteht reeller Korrekturbedarf an den 
derzeitigen Indikatoren

Indikator: Zones protégées d’intérêt national 
en % du territoire national

Indikator: Zones «Habitats» du réseau Natura 2000 
en % du territoire national (au 31 janvier 2001)
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Dass im Rahmen des Indikatorensystems zwar der 
Abfall der Privathaushalte, nicht aber der Industrieabfall
berücksichtigt werden soll, ist nicht verständlich.
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Der Indikator erfasst den Anteil der öffentlichen Transportmittel
am Gesamtverkehrsaufkommen. Anstrebenswert ist gemäß Publi-
kation des Umweltministeriums ein Anteil von 25% im Jahre 2020
– derzeit liegt er bei 12,3%. 

B e w e r t u n g  d e s  I n d i k a t o r s

Eine grundsätzliche Anmerkung vorneweg. Im Auftrag diverser
Ministerien wurde errechnet, dass auch eine Erhöhung des Anteils
der öffentlichen Transportmittel am Verkehrsaufkommen auf 25%
dazu führen würde, dass die CO2-Emissionen um 30% ansteigen
würden. Dieses wirft natürlich Fragen auf. Hier stehen zwei Indi-
katoren im flagranten Widerspruch zueinander: Der Indikator be-
treffend die klimarelevanten Treibstoffe hat eine Reduktion der
CO2-Emissionen um 28% zum Ziel, während der Indikator Trans-
port de facto eine massive Steigerung zur Konsequenz hätte??!!
Nach Ansicht des Mouvement Ecologique drängt sich hier eine
Korrektur auf.

Die Berliner Autoren weisen aber auf eine weitere Schwachstelle
hin: Im Bericht des Ministeriums wird angeführt, Luxemburg ver-
füge kaum über Handhaben um den Gütertransport mittels Last-
wagen zu regeln bzw. zu reduzieren. Deshalb werden Angaben
zum Frachtverkehr (etwa Tonnenkilometer) nicht gemacht. Diese
Sichtweise trägt der Mouvement Ecologique nicht! Ausbau des
Schienennetzes, Anbindung von Aktivitätszonen an dieses Netz,
kein weiterer Ausbau des Cargo-Verkehrs auf dem Flughafen ...
sind durchaus zentrale Elemente, die eine Reduktion des Lastwa-

Transport

Der Indikator, der den Abfallsektor betrifft, erfasst, wie viele Haus-
haltsabfälle derzeit entstehen, wie viele prozentual wiederverwer-
tet und wie viele kg/pro Einwohner wiederverwertet werden. Zu-
sätzlich steht im Dokument des Umweltministeriums zu lesen,
dass insgesamt eine Reduktion der Abfallmengen von Privathaus-
halten um 50% angestrebt wird, eine 80%-tige Kompostierung
organischer Abfälle, eine Wiederverwertung von 50% der Haus-
haltsabfälle sowie eine separate Kollekte von problematischen Ab-
fällen von 75%.

B e w e r t u n g  d e s  I n d i k a t o r s

Der Indikator konzentriert sich auf kommunale Abfälle und 
deren Recyclinganteil, unklar bleibt die Rolle industrieller und
insbesondere auch gefährlicher Abfallstoffe (Sonderabfall).
“Beim Abfallaufkommen wären im Prinzip Daten verfügbar, die
auch industrielle Abfälle thematisieren. Setzt man Industrieab-
fälle in Relation zum Bruttoinlandsprodukt, nahm Luxemburg
zumindest in der Vergangenheit im OECD-Ländervergleich 
einen der Spitzenplätze ein (vgl. OECD 2001, 37). Sollte dieser
Indikator zukünftig noch für Luxemburg relevant sein, wären
entsprechende Reduktionsziele sinnvollerweise Gegenstand 
einer nationalen Nachhaltigkeitsstrategie.”

Abfallmanagement

genverkehrs zur Folge haben könnten. “Die Ausweitung öffentli-
cher Verkehrsnutzung gegenüber dem privaten Personenverkehr ist
sicherlich ein ökologisch wie sozio-ökonomisch relevanter Indika-
tor, möglicherweise ist aber nicht erkennbar, dass Luxemburg direkt
hinter den USA rangiert, was die Anzahl an Straßenverkehrsfahr-
zeugen pro Einwohner betrifft (OECD 2001, 87).”, so die Autoren
der Studie in der Konsequenz.

Indikator: Réparation modale du traffi passagers 
suivant le calcul du «modèle de transport»
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Weitere Anmerkungen
Zusätzliche Anmerkungen wären angebracht. So stellt sich z.B. die
Frage ob nicht einige wenige weitere Indikatoren sinnvoll wären.
U.a. betreffend die Luftqualität / Lärmbelastung sowie den Anteil
erneuerbarer Energien am Strommix.

Wohl kaum ein Indikator für eine nachhaltige Entwicklung ...
Durch Verkehrsunfälle steigt das Bruttosozialprodukt an, ebenso
durch die Kosten zur Behebung von Umweltschäden. Deshalb ist
es mehr denn zweifelhaft das Bruttosozialprodukt als Referenz 
im Bereich der nachhaltigen Entwicklung anzusehen. Ein 
“alternatives” Bruttosozialprodukt drängt sich auf.
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Von Bedeutung sind aber auch aus Umweltsicht die Indikatoren im
Bereich der Wirtschaft. Hier wird immer noch das klassische Brut-
tosozialprodukt als Orientierung genommen. 

B e w e r t u n g  d e s  I n d i k a t o r s

Dies ist jedoch, auch gemäß den Autoren der Studie, aus mehre-
ren Gründen recht problematisch: “Bislang ist mit dem Bruttoin-
landsprodukt die Erwartung verbunden, dass es wächst, und zwar
“nachhaltig” im Sinne von konstant, anhaltend oder permanent.
Diese ökonomische Perspektive zeigt jedoch Schwächen, sobald
unter Nachhaltigkeit noch etwas mehr oder ein etwas anderer
Kontext verstanden wird. 

Beispielsweise ist damit die Qualität des Wachstums noch nicht er-
kennbar; ob etwa Innovationen bezüglich des Transportsektors, bei
der Ressourcennutzung, der Energieerzeugung sowie -einsparung
daran einen Anteil haben oder die ökologische Landwirtschaft, ein
umweltfreundlicher Tourismus etc. 

Zweitens stellt sich die Frage, ob bestimmte ökonomische 
Aufwendungen einfließen sollen, die etwa zur Altlastenbeseiti-
gung, zur Renaturierung von Landschaften, der Behebung von
Unfallschäden, dem Abriss asbestverseuchter Gebäude oder der
Grundwassersanierung notwendig wurden. Solche Kosten sind
per se nicht unbedingt wohlstandssteigernd, im Extremfall 
können sie sogar als volkswirtschaftliche Verluste verstanden
werden. Die Frage der “defensiven Kosten” sollte zumindest
nicht völlig ausgeblendet werden (Stichwort Umweltökonomi-
sche Gesamtrechnungen).”

Drittens ist diskussionswürdig, wie die erwirtschafteten Mittel
wirklich genutzt werden, ob sie teilweise einen Beitrag zur 
sozialen Gerechtigkeit oder der ökologischen Qualität eines
Landes leisten.(...) 

Soll die ökonomische Sichtweise von Nachhaltigkeit betont wer-
den, ist die Brutto- bzw. Nettokapitalbildung einer der geeignete-
ren Indikatoren, da die Grundlagen der wirtschaftlichen Produkti-
vität für die Zukunft (Investitionsgüter, Bauten, Infrastruktur usw.)
dokumentiert werden.”

Bruttosozialprodukt und Bruttokapitalbildung 

Anstrebenswert ist laut Umweltministerium eine Reduktion der
Energieintensität um 20% zwischen 1993 und 2010.  Der Ener-
gieverbrauch nahm in Luxemburg Mitte der 90er Jahre ab, was
aber vor allem auf die Stahlindustrie zurückzuführen ist (45% 
Reduktion im Industriebereich insgesamt). Der Verbrauch im 
Bereich Transport stieg jedoch um sage und schreibe 90%, bei den
Haushalten, Gewerbebetrieben und Bürogebäuden um 23%. 

B e w e r t u n g  d e s  I n d i k a t o r s

Die Energieintensität ist zwar ein gängiger Nachhaltigkeitsindika-
tor. Trotzdem: steigt der Energieverbrauch in einem höheren Aus-
maß, als die Energieintensität zunimmt, so wird ingesamt mehr
Energie verbraucht ....! Dies ist erneut im Widerspruch zu den all-
gemeinen Zielen der nachhaltigen Entwicklung, so dass unbedingt
im Indikatorenset auch der gesamte Energieverbrauch berück-
sichtigt werden müsste. Des Weiteren ist die seitens des Ministe-
riums angestrebte Reduktion um 20% zwischen 1993 und 2010
als sehr bescheiden anzusehen; dies wären jährlich kaum viel
mehr als ein Prozent... Dabei geht man in wissenschaftlichen Krei-
sen von der Möglichkeit einer Steigerung der Energieeffizienz um
den Faktor 10 aus!

Energieintensität
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Eine regelmäßige Überarbeitung und 
Veröffentlichung der Indikatoren – ein Muss!

Die Kommentierung der Entwicklung des Bruttosozialproduktes ist
jährliche Regierungspraxis. Stellt sich die Frage, wie systematisch
die Entwicklung der Indikatoren für eine nachhaltige Entwicklung
erfolgen soll. Das Umweltministerium plädiert derzeit für einen 2-
Jahresrhythmus. Eine derartige Vorgehensweise findet dann auch
die Unterstützung des Mouvement Ecologique. Zu hoffen bleibt,
dass das Ministerium dies auch tatsächlich durchzieht, die Daten
sehr offensiv nach außen trägt, auch wenn sie ggf. weniger
schmeichelhaft wären.

Fazit: erster Schritt ok! 
Verbesserungen und Konsequenz erforderlich 

Die erste Liste des Umweltministeriums ist demnach eine gute er-
ste Basis, sie müsste aber ergänzt werden. Aber de facto wird vor
allem die Konsequenz, mit welcher diese Indikatoren auch überar-
beitet und in der politischen Praxis genutzt werden, ausschlagge-
bend dafür sein, ob die in sie gesteckten Erwartungen erfüllt wer-
den können.

Blanche Weber
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* Der Modal-Split gibt an, welchen Anteil der öffentliche Transport und welchen der Privatverkehr am Gesamtverkehr hat.

Dresden - ein Beispiel, dass ein Modal-Split von 25% zugunsten des öffentlichen Transports erreichbar ist

Herr Schmidt informiert sich vor 
seiner Abreise noch einmal am 
Touchscreenbildschirm über seine 
Umsteigmöglichkeiten.

Ein Modal-Split *

Niemand kann behaupten, dass sich im Verkehrsbereich in Luxemburg
nichts tut. Neue Schienen werden geplant, sogar die Bestellung neuer
Züge wurde endlich in die Wege geleitet. Ob die Prioritäten für neue Schienen
wirklich da liegen, wo sie jetzt in einem Gesetzestext der Kammer unter-
breitet werden, sei dahingestellt. Auch die Anzahl der bestellten Züge liegt
deutlich unter dem, was eigentlich gebraucht wird, doch jeder, der die 
Lösung unserer Verkehrsprobleme in der Ausweitung des öffentlichen 
Verkehrs sieht, begrüßt diese Orientierung. Dabei befindet sich alles, was
jetzt im Gespräch ist, auf der “Hardwareseite” des Angebotes. Doch, wie
bereits Kinder aus der Werbung im Fernsehen lernen, muss ein Produkt 
erstens an “den Mann” gebracht werden und zweitens maßgeschneidert
auf Zielgruppen sein. Diese Aufgaben könnten von einer Mobilitätszentrale
übernommen werden. Versprochen wurde diese nicht zuletzt in der 
Regierungserklärung, ein Gesetzesentwurf wurde jetzt endlich vorgelegt.
Der Mouvement Ecologique hat, nach einem Fachseminar im Sommer
2001, mit ausländischen Experten, im Februar 2003 seine Vorstellungen
der Aufgaben und Ziele einer Mobilitätszentrale der Öffentlichkeit unter-
breitet. Ebenfalls auf Einladung des Mouvement Ecologique war eine mo-
bile Mobilitätszentrale aus Dresden vor Ort, um anhand praktischer Beispiele
den vielseitigen Aufgabenbereich einer solchen Zentrale zu dokumentieren. 

von 25%!
So funktioniert’s in Dresden!

zugunsten des öffentlichen Transports



gen beim VVO bestellt. Diese Kombi-
Tickets sind auch deshalb zu begrüßen,
weil sie Geld in die Kassen bringen.

Natürlich muss dann auf der
anderen Seite auch wieder
das Angebot klappen. Unter
Umständen müssen für die-
se Veranstaltungen zeitlich
befristete Konzepte ent-
wickelt werden. Doch wenn
Verkehrschaos und Unfälle
vermieden werden können,
lohnt sich der Einsatz.

Auch Job-Tickets erfreuen
sich immer größerer Be-
liebtheit. Arbeitgeber kau-
fen diese Tickets in soge-
nannten Familienpackungen
und erhalten je nach Anzahl
Ermäßigungen. Sie geben

diese weiter an ihre Angestellten und
ermuntern sie mit öffentlichen Mitteln
zur Arbeit zu kommen. Auch hier wie-
derum werden im Gegenzug spezielle
Konzepte entwickelt und umgesetzt.

Beratung mit allen modernen
Kommunikationsmitteln
Da persönliche Beratung nicht immer dort
angeboten werden kann wo sie dringend
gebraucht wird, kommen jetzt vermehrt
Multimedia-Terminals mit Videoberatung
zum Einsatz. Solche Terminals werden in
öffentlichen Gebäuden, wie etwa Biblio-
theken und Gemeinden, aufgestellt. Sie
geben Auskunft zu Fahrplan und Fahr-
planänderungen, aber auch zu Veranstal-
tungen in der Region. Auf Knopfdruck er-
scheint eine freundliche Mobilitätsberate-
rin, die live alle Fragen zu Fahrplan und
Tarifen beantworten kann. Auch Fahr-
scheinautomaten kann sie erklären und so

“Der ÖPNV geht auf den 
Menschen zu”
Im Gesamtgebiet des Ver-
bundes gibt es zahlreiche
Mobilitätszentralen, von
denen einige von den 
Verkehrsbetrieben selbst
betrieben werden, andere
vom Verbund.

In allen Einrichtungen wird
großes Gewicht auf die in-
dividuelle Beratung gelegt,
und dies über das gesamte
Gebiet und alle zur Verfü-
gung stehenden Verkehrs-
mittel. So werden die Bürger
zu Fahrplan, Fahrplanän-
derungen und Umsteige-
möglichkeiten sowie zu 
Tarifen beraten. Dafür 
wurden extra Faltblätter ausgearbeitet,
die sich, farblich unterschiedlich gekenn-
zeichnet, an verschiedene Zielgruppen
richten. Da wären zum Beispiel solche für
Senioren oder für Nachtschwärmer. 

Weiter gibt es welche, die den Neukunden
die Systeme wie Sammeltaxi und Rufbus
erklären. Auch Freizeit- und Schülerver-
kehr haben ihre eigenen Faltblätter, die
somit ganz gezielt an diese Gruppen wei-
tergereicht werden können. Die Informa-
tionen begreifen immer das gesamte Ge-
biet und klären auch über Tarife auf.

Im Verkehrsverbund ist man stets bemüht
neue Kunden anzuziehen, zum Beispiel in-
dem man jemandem einen Fahrschein
verkauft, der eigentlich eine Eintrittskarte
zu einem Fußballspiel erwerben wollte.
Diese Kombitickets erfreuen sich großer
Beliebtheit und werden immer häufiger
von Organisatoren von Großveranstaltun-
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Der Verkehrsverbund Oberelbe
mit weitgefächertem Angebot
Die Verkehrsunternehmen in der Region
um Dresden haben sich zum Verkehrs-
verbund Oberelbe (VVO) zusammen ge-
schlossen, dessen Fläche in etwa 4800
km 2 ausmacht und in dem 1,25 Millio-
nen Menschen leben. Mit 200 Millionen
Fahrgästen pro Jahr verzeichnen sie ein
Modal-Split von 25%. Nun stellt sich die
Frage, wie dieser Anteil in der ehemali-
gen DDR erreicht wurde, einem Landes-
teil, wo die Einwohner nach der Wende
ihre neu gewonnene Freiheit ganz be-
sonders durch das Autofahren ausgelebt
haben, und was wird unternommen, 
damit der Prozentsatz weiterhin so hoch
bleibt, beziehungsweise weiter an-
wächst?

Das Angebot im Verkehrsverbund Dres-
den erstreckt sich von klassischen Zü-
gen, S-Bahnen und Straßenbahnen über
Regionalbusse und Stadtbusse bis hin zu
Fähren und Bergbahnen, sowie ergän-
zenden Systemen wie Sammeltaxi und
Rufbus. Als der Verbund vor knapp fünf
Jahren gegründet wurde, waren die Zie-
le a) Investitionen in Infrastrukturen
und neue Züge, b) die Erhöhung des Lei-
stungsangebotes und die Koordination
der Systeme, sprich ein verstärkter Takt
und aufeinander abgestimmte Fahrplä-
ne, c) ein kundennaher Service, sowie 
d) eine Tarifgestaltung, die fair und doch
unkompliziert ist. Die Kunst besteht 
darin, ein Gleichgewicht zwischen diesen
Bausteinen zu halten.

Neuer Fuhrpark erhöht 
Nachfrage
In einer ersten Phase wurde in den Aus-
bau der Infrastrukturen investiert, ge-
nauer gesagt in neue Schienen und neue
Fahrzeuge. Auch die Übergänge zwi-
schen Bussen oder Bus und Bahn wur-
den größtenteils baulich neu gestaltet.
Diese Investitionen führten bereits zu
einer erhöhten Nachfrage. 

In allen 
Mobilitätszen-
tralen werden
sowohl die Ein-
wohner als auch
die Besucher
umfassend
informiert über
das Angebot
zum öffentlichen
Verkehr in der
ganzen Region

M
O

BILITEIT
◗

Dank einer großen Anzeigetafel erfährt der Reisende, wann Bus
und Zug in Echtzeit abfahren.

Frau Topf berät den Informationshungrigen live
und direkt per Video-Übertragung.



de kéisecker 1-03
14

frustrierte Reisende wieder zufrieden auf
die Weiterfahrt schicken. Und dies mon-
tags bis freitags von 7 bis 20 Uhr, sowie
samstags und sonntags von 8 bis 19 Uhr.

Während der Öffnungszeiten der Mobi-
litätszentrale kann selbstverständlich an-
gerufen werden. Doch auch mitten in der
Nacht wird der Kunde nicht allein gelas-
sen. Außerhalb der Geschäftszeiten wird
die Fahrplanauskunft von einem natür-
lich-sprachlichen elektronischen System
übernommen. Somit ist eine 24-stündige
Auskunft sichergestellt.

Eine mobile Beratung 
zu Mobilität
Ein ganz besonderes Angebot in der Be-
ratung bietet der VVO in Form einer mo-
bilen Mobilitätsberatung: der Infobus.
Herr Wirth ist das ganze Jahr
über damit unterwegs. Er
fährt auf Märkte, Messen und
andere Veranstaltungen,
berät dort Kunden ganz per-
sönlich und individuell. In sei-
nem gut ausgestatteten Mini-
Bus kann er sogar Fahrscheine
ausdrucken und elektronische
Zahlungsmittel entgegenneh-
men. Auch Auskünfte kann er
dank seines Internetanschlus-
ses prompt liefern. Viertel-
jährlich wird sein Routenplan
aufgestellt, wobei auch An-
fragen von Einrichtungen wie
Altersheimen oder Schulen
berücksichtigt werden. Natür-
lich ist Herr Wirth auch 
Ansprechperson für Beschwerden und
Anregungen. Mit seinem freundlichen
Auftreten vermag er unzufriedenen
Kunden die Zuversicht geben, dass ihre
Anliegen ernst genommen und ihre 
Beschwerden weitergeleitet werden.

Von unterwegs kann der Kunde per Handy
über SWAP oder SMS Daten abrufen. Per
SMS können schnellste Verbindungen
zwischen zwei Punkten erfragt werden.
Auch Jugendliche können nach einem
Discobesuch die Ankunft des Busses an
ihrer Haltestelle gezielt erfragen, an-
statt dass sie in der Dunkelheit auf ihr
Verkehrsmittel warten müssen.

Sich online auf die Reise 
vorbereiten

Natürlich spielt das Internet in unserer
modernen Zeit eine sehr große Rolle. So
kann jeder sich vor Reiseantritt seinen
Fahrplan auf der Homepage des VVO zu-
sammenstellen, ausdrucken und in die
Tasche stecken, sei es für einen ganz
speziellen Zeitabschnitt oder eben für

die regelmäßige Fahrt zur Arbeit. Dem-
nächst können Informationen auch auf
digitalen Karten abgelesen werden. Dies
ist außerordentlich interessant für Orts-
fremde, denen Haltestellennamen nichts
bedeuten.

Als Tourist kann man getrost
auf sein Auto verzichten

Doch bereits jetzt wird Fremden mit ge-
zielter Information weitergeholfen. Der
Verkehrsverbund Oberelbe hat ein sepa-
rates Tourismusbüro eingerichtet. So be-
kommen Oberelbe-Touristen nicht nur
attraktive Ziele angepriesen, sondern
auch gleich Hinweise mitgeliefert, wie
sie dahin kommen. Sie können aber
auch eine Ein- oder Mehr-Tageskarte
erwerben, die den Zutritt zu Museen
und anderen Einrichtungen beinhaltet.

Damit haben sie für die
Dauer der Gültigkeit
freie Fahrt auf allen Ver-
kehrsmitteln des VVO.
Selbstverständlich findet
man in der beiliegenden
Broschüre Informationen
darüber mit welchem
Verkehrsmittel die An-
fahrt bei Einrichtungen
die außerhalb des Stadt-
gebietes von Dresden
liegen, erfolgen kann.
Der Tourist kann ganz
beruhigt auf sein eige-
nes Auto verzichten und
fühlt sich trotzdem
rundum wohl, da er sich

auf die Schönheit der Region konzen-
trieren kann, anstatt auf den “Stop and
Go” von Ampel zu Ampel.

Und um den guten Draht zum Kunden
zu pflegen, erscheint regelmäßig eine
Kundenzeitschrift in einer Auflage von
300.000 Exemplaren. Darin werden alle
möglichen Themen zum öffentlichen
Mobilitätsangebot, zur Mobilität im All-
gemeinen sowie zu Exkursionen und
Freizeitaktivitäten behandelt.

Richtig planen aufgrund eines
Nahverkehrsplans

Im Nahverkehrsplan, der alle paar Jahre
neu aufgestellt wird, werden die Eck-
werte der Bedürfnisse der Bevölkerung
abgesteckt, nachdem gesetzlich veran-
kert ist, dass die Kommunen eine 
Daseinsvorsorgepflicht im Bereich Mo-
bilität gegenüber ihren Bürgern haben.
Die Anpassung des Leistungsangebotes
und die Koordination der Systeme wer-
den daraufhin erarbeitet und als Aufträge
an die unterschiedlichen Verkehrsbetriebe
weitergeleitet. Dieser Nahverkehrsplan
wird zwar von Fachleuten erstellt, doch
politisch bis in die kleinsten Gemeinden
diskutiert. Und so wird alle paar Jahre
das System geprüft und gegebenenfalls
an die Bevölkerungsstruktur, die Besied-
lung, die Arbeitsplatzkonzentrationen
usw., sowie natürlich auch an die Finan-
zen und Prioritäten der Politik angepasst.

Laure Simon

Eine sehr große Bedeutung kommt der persönlichen Beratung zu.

In Dresden und
um Dresden 
mobil sein ohne
Auto, Tag und
Nacht – möglich
ist das durch die
Kombination von
klassischem Bus,
Zug und Stra-
ßenbahn und 
flexibelen Model-
len wie Sammel-
taxi und Rufbus.
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Zusatzangebot für ländliche Gegenden: 
die mobile Mobilitätszentrale.





Habitatgebiet LU 0001022 “Gréngewald” im Jahre 2003: 
sogar wertvolle, potenzielle Schutzgebiete sind rechtlich nicht abgesichert... 
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Die schleichende 
Die Oberfläche Luxemburgs beläuft sich auf rund 259.000 Hektar. Davon
wird mehr als die Hälfte landwirtschaftlich genutzt. Etwa ein Drittel der
Oberfläche ist von Wäldern bedeckt. Die verbleibenden rund 10% der 
Gesamtfläche stehen als Siedlungs- und Verkehrsfläche sowie für sonstige
Zwecke zur Verfügung. Der Landverbrauch durch eine unrationnelle 
Planung hat in den letzten Jahren rasant zugenommen. Wie bedenklich ist
die Situation tatsächlich? Was kann die Politik unternehmen?

Landverbrauch in Luxemburg
ZeitbombeLA
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Laut der SERI-Studie (1), die im Auftrag
des Umweltministeriums erstellt wurde,
entwickelte sich die Flächennutzung in
den 90er Jahren “recht dynamisch”. Von
1990 bis 1997 sei der Anteil der Sied-
lungs- und Verkehrsflächen von 7% auf
10% angewachsen, dies auf Kosten der
landwirtschaftlichen Nutzflächen. Dieser
“rasante” Anstieg um 35% von rund
19.000 auf 26.000 Hektar entspräche ei-
ner jährlichen Zuwachsrate von 840 Hek-
tar, d.h. von 4,4%. Pro Tag macht dies
mehr als 2 Hektar aus! d.h. die Oberfläche
von vier Fußballfeldern!!

Das reale Wirtschaftswachstum pro Kopf
lag mit +2,3% deutlich unter der erwar-
teten Zuwachsrate. Dabei sei festzustel-
len, dass die Intensität der Siedlungs- und
Verkehrsflächen im selben Zeitraum um
0,6% jährlich zunahm – d.h. die Produkti-
vität der Siedlungs- und Verkehrsflächen-
nutzung nahm ab! (mit einem Hektar

Siedlungs- und Verkehrsfläche wurde we-
niger Bruttosozialprodukt geschaffen). Im
selben Zeitraum nahm die Bevölkerung
übrigens um jährlich 1,4% zu.

Wichtigste Faktoren bei diesem Flächen-
verbrauch sind die Wirtschaftsentwick-
lung bzw. das Bevölkerungswachstum. Als
bedeutsamer Faktor wird jedoch auch die
“Flächenintensität” des Wirtschafts-
wachstums gesehen, d.h. der Flächenbe-
darf, der für die Erwirtschaftung einer Ein-
heit Bruttosozialprodukt notwendig ist. 

Eine Fortführung dieses Trends würde zu
einer Verachtfachung der Siedlungs- und
Verkehrsflächen im Jahre 2050 führen.
Dies entspräche 80% des Territoriums
des Landes... eine an sich widersinnige
Vorstellung.

Der nationale Plan einer nachhaltigen
Entwicklung hat in diesem Zusammen-
hang zum Ziel, den Flächenverbrauch bis
2005 zu stabilisieren, um ihn an-

schließend bis 2010 zu halbieren. Der
Flächenverbrauch ist deshalb vom Um-
weltministerium als wichtiger Indikator
für die nachhaltige Entwicklung definiert
worden(2).

Was das Flächensparen anbelangt, so die
erwähnte SERI-Studie, werde dieses u.a.
durch eine fehlende Akzeptanz verhin-
dert, was wiederum eine Entkoppelung
von Flächennutzung und Bevölkerungs-,
bzw. Wirtschaftswachstum erschwere.
“Entscheidungsträger haben selten ein
wirtschaftliches Interesse an einer
flächensparenden Umsetzung ihrer
Pläne”, so die Autoren der Studie.

Das Audit der Luxemburger Naturschutz-
politik (4) hat sich mit dem Flächenver-
brauch aus der Sicht des Natur- und
Landschaftsschutzes abgegeben. Die Au-
toren dieser Studie stellen Defizite in fol-
genden Bereichen, die die Tabelle auf-
zeigt, fest:
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Vier Fußballfelder pro Tag...!

Umweltbereiche Hauptursachen Zustand /Zielerreichung 

Siedlungsflächen mangelhaft (-) Zersiedlung, großzügige Bebauung
und Bewilligungspraxis, mangelnder
Vollzug der Gesetzgebung, 
zusätzliche Zerschneidung, 
ungenügendes Gewicht der 
Landesplanung

Landschaft mangelhaft (-) mangelnder Vollzug der Gesetz-
gebung, zu großzügige Bauvor-
schriften
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So sinnvoll es auch ist, den Flächenverbrauch in absoluten Zahlen (z.B. An-
zahl von Hektar pro Jahr durch Verbauung verbrauchte Fläche) als Indikator
für die Landschaftsentwicklung zurückzubehalten, so gibt dies nur zum Teil
die Realität wieder. In einem im Auftrag vom Mouvement Ecologique er-
stellten Gutachten (3) kommt Prof. Jännicke von der Freien Universität Berlin
zur Schlussfolgerung, dass auch Informationen notwendig sind, die sich auf
die Zerschneidung und Fragmentierung insbesonders ökologisch relevanter
Räume (wie Waldgebiete, naturnahe Flächen usw.) beziehen. Es dürfte in-
teressant sein, inwiefern Luxemburg, besonders im Süden und Zentrum noch
über unzerschnittene Räume einer ökologisch relevanten Größe verfügt. Ein
deutsches Bundesland hat in diesem Zusammenhang 2001 erstmals eine
Karte der Landschaftszerschneidung herausgegeben. Berücksichtigt wurden
dabei nicht nur Autobahnen, sonstige Straßen und Bahnlinien, sondern auch
Siedlungsflächen mit ihrer trennenden Wirkung.

Zerschneidung der Landschaft: 
ein wichtiger Indikator!

Autobahn-Auf-/Abfahrten ziehen eine weitere 
Urbanisierung förmlich an: hier ist an der Autobahn-
abfahrt in Livingen (Gemeinde Roeser) ein Hotel im
Entstehen, weit entfernt von jeglicher Siedlung...



Besonders gefährdet ist der Freiraum zwischen den 
Regionen Süden und Zentrum. Die “zone verte interurbaine”
müsste dringend unter Schutz gestellt werden. Dies setzt 
jedoch eine enge Zusammenarbeit zwischen den staatlichen
Stellen und den betroffenen Gemeinden voraus.

Die kontinuierliche Bevölkerungsent-
wicklung in den 90er Jahren hat dazu
geführt, dass die Bevölkerung generell in
allen Landesteilen angewachsen ist, d.h.
in jeder der 118 Gemeinden. Dies stellt
selbstverständlich eine Chance beson-
ders für den ländlichen Raum dar. Die
Landflucht konnte so gebremst werden,
man kann sogar, wie im Programment-
wurf der Landesplanung (5) dargestellt,
von einer Stadtflucht sprechen, da die
Bevölkerung der wichtigsten Städte sich
kaum verändert habe. 

Ländliche Gemeinden würden sich in der
Folge zu Wohngemeinden für eine in
den städtischen Bereichen arbeitende
Bevölkerung entwickeln. Dies sei beson-
ders in den Gemeinden im Umfeld der
Städte erkennbar: “Le phénomène de la
péri-urbanisation a déjà transformé les
communes situées à la périphérie des
centres urbains en espaces de transition
dits “rurbains” (mélange de l’urbain et du
rural).”

Eine Folge der z.T. planlosen und unra-
tionnellen Zersiedlung der Landschaft
ist, dass die Naherholungsräume der
Menschen vor Ort be- und zerschnitten
bzw. regelrecht banalisiert werden. Dies
ist umso problematischer, als die Be-
wohner der städtischen Peripherie viel-
fach auch noch unter zunehmendem
Schleichverkehr zu leiden haben. 

Eine andere Folge ist die Abnahme land-
wirtschaftlicher Fläche, auf deren Kos-
ten diese Verstädterung des ländlichen
Raumes letztlich geht. Laut dem Pro-
gramm der Landesplanung hat die land-
wirtschaftliche Fläche zwischen 1960
und 1996 um 8% abgenommen, um wie
schon erwähnt nur noch die Hälfte der
Landesfläche auszumachen. Es werde
immer schwieriger, einerseits guten
Ackerboden zu erhalten und anderer-
seits eine Entwicklung der Siedlungen
entsprechend dem Druck des Woh-
nungsmarkts zu gewährleisten.
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Unrationnelle
Urbanisierung
des ländlichen 
Raumes
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ist auch eine differenzierte Vorgehens-
weise zu beachten: was in einem städti-
schen Bereich Sinn machen kann, muss
nicht unbedingt – in diesem Ausmaß –
für eine ländliche Region gelten!

Was die Reform des Gesetzes betreffend
die Amenagierung der Gemeinden anbe-
langt (Gesetz von 1937) so wird es inte-
ressant sein zu verfolgen, inwiefern recht-
liche Möglichkeiten zur Eindämmung der
Bodenspekulation bzw. der prioritären
Nutzung von Baulücken in der bestehen-
den Bebauung verstärkt werden. Doch
letztlich sind dies politische Fragen, die
nicht nur über theoretische gesetzliche
Texte geregelt werden können...

Bodenschutzgesetz – 
ein wichtiges Instrument 
Im Regierungsprogramm ist die Erarbei-
tung eines Bodenschutzgesetzes für Lu-
xemburg vorgesehen. Zur Zeit wird im
Umweltministerium an einem Vorpro-
jekt gearbeitet. 

Was kann die 
Politik tun?
Sektorielle Pläne als politisch
verbindlicher Rahmen

Zur Zeit laufen die Arbeiten auf staatli-
cher Ebene für die Erstellung eines “Inte-
grativen Verkehrs- und Landesentwick-
lungskonzeptes” (IVL). Es geht dabei um
eine mittelfristige Planung (Horizont
2020), die laut Innenministerium “dazu
beitragen soll, die Entwicklung Luxem-
burgs sowohl im Bereich der Raumpla-
nung, als auch im Bereich der Verkehrspla-
nung und des Landschaftsschutzes län-
gerfristig aufeinander abzustimmen” (4).

Dieses anspruchsvolle Vorhaben soll
anschließend zu sektoriellen Plänen
führen u.a. in den Bereichen Transport,
Wohnungswesen und Landschafts-
schutz. Solche sektoriellen Pläne, die
auch den Gemeinden zur Begutachtung
zugestellt und der Abgeordnetenkam-
mer vorgestellt werden, können vom Re-
gierungsrat mittels eines großherzogli-
chen Reglements als obligatorisch er-
klärt werden. Sie stellen den politisch-
rechtlichen Rahmen für Entscheidungen
in den jeweiligen Bereichen dar.

Es fällt auf, dass (noch immer) nicht be-
absichtigt ist, einen sektoriellen Plan für
Aktivitätszonen zu erstellen, so wie dies
vom Mouvement Ecologique schon wie-
derholt gefordert wurde.

Im Rahmen der Vorstellung von Zwi-
schenergebnissen wurde u.a. folgende
Analyse gemacht:

- In Gemeinden, die keine regionale Be-
deutung haben, sind zum Teil unver-
hältnismäßig viele Wohnflächen aus-
gewiesen. Das Programm der Landes-
planung verlangt jedoch eine Konzen-
tration der weiteren Siedlungsent-
wicklung auf regionale Zentren.

- Die innerhalb der Bauperimeter noch
zur Verfügung stehenden Flächen für
den Wohnungsbau (berechnet im Ver-
hältnis zur Einwohnerzahl) sind in
den ländlichen Regionen höher als in
den städtischen Regionen.

- Die im Verhältnis höchsten Reserven
für Gewerbeflächen sind im Westen
und Süden des Landes vorhanden.

Die Frage stellt sich, ob nun in der aktu-
ellen Legislaturperiode tatsächlich ein
Entwurf dieser sektoriellen Pläne vorge-
legt wird bzw. ob es noch möglich sein
wird, die gesetzlich vorgeschriebene
Prozedur durchzuziehen.
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Die Siedlungsentwicklung erfolgt z.T. in einer planlosen
Art und Weise u.a. unabhängig von der Erreichbarkeit
(durch den schienengebundenen öffentlichen Transport),
was zu einer äußerst ineffizienten und unharmonischen
Nutzung des verfügbaren Raumes führt. Dies zeigt sich
besonders “eindrucksvoll” im Süden und Südwesten der
Hauptstadt.

Rechtsverbindlicher Schutz 
für große Landschaftsräume!
Im Rahmen der Arbeiten am IVL-Kon-
zept wurde auch ein ausländisches Stu-
dienbüro beauftragt die Natur- und
Landschaftsschutz-Gebiete zusammen-
zustellen bzw. eine Bewertung des
Raumes aus landschaftsplanerischer
Sicht vorzunehmen. Da detaillierte Kar-
ten (noch) nicht vorliegen, ist eine Ein-
schätzung der Tragweite dieser Arbeit
zur Zeit nicht möglich. 

Es ist zu hoffen, dass ein möglichst
großer Konsens zwischen allen Akteuren
bezüglich der grundsätzlichen Ausrich-
tung zu erreichen ist und so, im Rahmen
eines sektoriellen Planes, ein rechtsver-
bindlicher Schutz großer Landschaftsräu-
me (z.B. der “zones vertes interurbaines”)
gewährleistet wird: Dies setzt allerdings
eine stärkere Einbindung der Gemeinden
u.a. auf regionaler Ebene voraus. 

Initiativen im Hinblick auf
flächensparende Bauweisen
Eine rationnelle Nutzung des “Gemein-
schaftsgutes Boden” kann in der Tat nur
durch ein Zusammenspiel aller Akteure
(Innen-, Umwelt-, Landwirtschafts-,
Bautenministerium sowie Gemeinden...)
erfolgen; das Umweltministerium hat
hier, abgesehen z.B. vom Naturschutz-
gesetz, nur eine begrenzte Handhabe.
Die Politik kann darüber hinaus, so auch
die SERI-Studie, eingreifen, um flächen-
sparendere Bauformen d.h. eine höhere
Wertschöpfung pro Hektar herbeizu-
führen. Dies bedingt jedoch eine ent-
sprechende Öffentlichkeitsarbeit bzw.
eine gezielte Sensibilisierung entschei-
dender Akteure wie Gemeinden, Archi-
tekten, Urbanisten, Promotoren...

Das Innenministerium hat in diesem Zu-
sammenhang eine erste Initiative ergrif-
fen und ein informatives Faltblatt über
flächensparende Bauweisen veröffent-
licht.

In diesem Bereich kann ohne Zweifel
durch Vorzeigeprojekte – die vom In-
nenministerium bewusst unterstützt
werden, u.a. z.B. im Rahmen von Urba-
nismus-Wettbewerben – ein Schnee-
balleffekt erzeugt werden, der andere
Akteure, wie z.B. Promotoren oder Ge-
meinden, konkret motivieren kann.

Allerdings sollte die Akzeptanz der Bevöl-
kerung für flächensparendere, demnach
dichtere Bauweisen und -formen mit
äußerster Sorgfalt bedacht werden. Man
kann auch hier “mat dem Kapp duerch
d‘Mauer goen” und mit gutgemeinten
Ansätzen kontraproduktiv wirken. Dabei



Es liegt auf der Hand, dass Bodenschutz
immer in konkrete Maßnahmen eingebet-
tet sein muss und nicht im “luftleeren
Raum” stattfindet. Den besten Boden-
schutz dürfte der Erhalt des unversiegel-
ten Bodens und landschaftlich, ökologisch
und landwirtschaftlich wertvoller Flächen
und damit u.a. auch eine flächensparende
Bodennutzung darstellen.

Eine ökologische Steuerreform

Das erwähnte Naturschutzaudit plädiert
für die Schaffung von Anreizen zu einem
rationnelleren Landverbrauch. Wirt-
schaftliche Instrumente, die Abschaffung
von kontraproduktiven Subventionen und
die gezielte Förderung von Sanierungs-
maßnahmen (Flächenrecycling) könne
eine Verhaltensänderung herbeiführen,
um “Planungen auf der grünen Wiese zu
verhindern”.

Hier setzt das Plädoyer von Dr. Ewring-
mann an, der im Auftrag des Mouvement
Ecologique an einer, vom Umweltministe-
rium unterstützten Studie für eine ökolo-
gische Steuerpolitik (6) arbeitet (noch nicht
veröffentlicht). Seiner Meinung nach, wird
der besonders knappe Faktor Fläche bzw.
Boden in Luxemburg mit einer wesentlich
zu geringen steuerlichen Belastung 
versehen. Dr. Ewringmann spricht sich
demzufolge für eine stärkere Flächenbe-
steuerung über die Grundsteuer aus 
– verbunden mit einer Ablösung der 
bisherigen Einheitswertbesteuerung. 

Es gälte auch die Förderung von energie-
und flächenintensivsten Wohnungs-
formen – des Eigenheims bzw. des Einfa-
milienhauses – nach und nach abzubauen.

Diese und ähnliche Ansätze einer ökolo-
gischen Steuerreform in Luxemburg sei-
en allerdings in einem Gesamtkonzept
denkbar. Die bei einer Umgestaltung der
Grundsteuer oder z.B. der Einführung 
ergänzender Versiegelungsabgaben ent-
stehenden Mehreinnahmen sollten den
Gemeinden zur Verfügung stehen, dies
im Rahmen einer Kommunalsteuerre-
form, welche eine stärkere Gewichtung
der an Grund und Boden orientierten
Steuern im Vergleich zu gewerbesteuer-
lichen Anteilen anpeile.

Nachhaltigkeitsplan
endlich umsetzen

In seiner Sitzung vom 3. April 2003 hat der
Regierungsrat einen Gesetzesentwurf
(Vorprojekt) diskutiert, der darauf abzielt
in Luxemburg endlich den Nachhaltig-
keitsplan umzusetzen. So sollen alle 4 Jah-
re prioritäre Aktionsbereiche und konkrete
Maßnahmen festgelegt werden. Ein natio-
naler Bericht über die Umsetzung dieser
Maßnahmen soll alle 2 Jahre erstellt wer-
den. In diesem Rahmen soll eine aktuelle
Bestandsaufnahme anhand der Indikato-
ren der nachhaltigen Entwicklung erfol-
gen. Des Weiteren soll ein zusätzliches
konsultatives Gremium geschaffen wer-
den (Conseil supérieur pour le développe-
ment durable). 

Man darf gespannt sein, in wiefern in die-
ser Legislaturperiode noch konkrete
Schritte erfolgen...

Théid Faber
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Les objectifs du programme directeur 
1. Protéger les espaces naturels libres par la promotion de structures
urbaines denses et par une politique de développement urbain à l’inté-
rieur des agglomérations

- utiliser en priorité, à l’intérieur de la structure urbaine existante, les surfaces
restées en friche, resp. les surfaces où la construction peut être densifiée;

- introduire au niveau des instruments fiscaux et de la politique des subventions
des instruments et modalités permettant d’améliorer la disponibilité des 
terrains et de promouvoir le développement concentrique 

- privilégier la rénovation urbaine par rapport à la construction nouvelle.

2. Limiter au minimum l’indispensable utilisation des espaces libres à
des fins de construction

- définir des périmètres d’agglomération des localités proportionnellement
à leur étendue actuelle

- introduire des mécanismes régulateurs destinés à compenser et à guider
la consommation de terrain

- promouvoir de nouvelles formes de construction moins consommatrices
de terrain

3. Optimiser l’affectation des sols au niveau régional

- développer une gestion régionale des surfaces pour concentrer le déve-
loppement urbain en des endroits appropriés

- optimiser l’utilisation des zones d’activités économiques existantes et à
crééer…

Wie können solche hehren Ansprüche in die konkrete Realität umgesetzt wer-
den? Diese allentscheidende Frage steht weiterhin im Raum. Der staatlichen
“commission d’aménagement” im Innenministerium, welche Abänderungen an
kommunalen Bebauungsplänen bzw. Lotissements-Plänen begutachten muss,
kommt hierbei eine zentrale Rolle zu. Nur, wann endlich wird diese Kommission
ein allgemeingültiges Raster, das auch für Außenstehende nachvollziehbar ist,
als Grundlage für ihre Gutachten nehmen?

Dichteres, kompakteres Bauen kann auch mehr Lebensqua-
lität, mehr sozialen Austausch mit sich bringen. Voraussetzung
dafür ist jedoch die Bereitschaft neue Wege zu beschreiten:
Dazu sind verstärkt u.a. urbanistische Wettbewerbe notwendig
und eine Sensibilisierung aller Akteure, u.a. der Bauträger.





Hier in wenigen Worten, was
Mobilitätsmanagement bedeutet.

Bei MM handelt es sich um ein Zusam-
menspiel von Organisation, Information
und Kommunikation unter allen Verant-
wortlichen. Wichtig ist dabei, dass alle Ak-
teure ihren ganz speziellen Nutzen erken-
nen. Für einen Betrieb kann es, neben dem
ökologischen Aspekt, ganz klar einen 
Imagegewinn bedeuten, wenn er ein Kon-

zept entwickelt das seinen Angestellten
ermöglicht besser und mit weniger Belas-
tung für die Anrainer zur Arbeit zu kom-
men. Er kann sogar Geld sparen, da ganz
klar bewiesen ist, dass Arbeitsausfälle be-
dingt durch Wegeunfälle in letzter Zeit
gegenüber Arbeitsunfällen massiv zuneh-
men. Die Angestellten erscheinen außer-
dem erdem pünktlicher, ausgeruhter und
motivierter am Arbeitsplatz, wenn der Ar-
beitgeber mithilft, Alternativen zum Pri-
vatauto auszuarbeiten und anzubieten.
Nicht vergessen darf man, dass vom Be-
trieb zur Verfügung gestellter Parkraum
pro Stellplatz bis zu 20.000 Euro kosten
kann. Dabei handelt es sich um einen
Geldwertvorteil, der entweder durch pa-
rallele Zahlungen an öffentlichen Verkehr
ausgeglichen werden sollte oder direkt an
Angestellte ausgezahlt werden, welche
mit Bus, Bahn oder Fahrrad zu Arbeit kom-
men. Die Firma Pfizer in Kent zahlt 
£ 2/Tag an alle Mitarbeiter,  die  nicht per
Auto zur Arbeit kommen. Weiter wird die
Angestelltenrekrutierung einfacher, wenn
Bewerbern ein attraktiver Weg zur Arbeit
angeboten werden kann.

Desto größer die Kooperation,
umso sicherer der Erfolg

Für die Kommunen und sonstigen Zu-
ständigen im Bereich öffentlicher Ver-
kehr ist es natürlich von Vorteil, wenn
die Betriebe kooperationsbereit sind, da
es dadurch leichter wird, die Bedürfnis-
se der Angestellten zu erfassen und Ver-
besserungen im Angebot, wie Takter-
höhung, Einführung von Direktlinien,
Shuttlebussen, Zielbussen usw. maßge-
recht auszuarbeiten.

Des Weiteren ist Fahrgemeinschaftsver-
mittlung  ein besonders interessanter An-
satz. Wenn in mehreren kleineren bis mitt-
leren Betrieben insgesamt bis zu mehrere
tausend Beschäftigte arbeiten, dann fin-
den sich sicherlich Fahrgemeinschaften
die einen Großteil ihres Arbeitsweges zu-
sammen zurücklegen könnten. Eine wich-
tige Begleitmaßnahme wäre aber eine Art
von “Heimfahrt”-Garantie die folgender-
maßen aussehen könnte:  wenn der Ar-
beitnehmer unvorhergesehenermaßen
Überstunden leisten muss und demnach
seine Fahrgemeinschaft “verpasst”, ver-

Guido Müller, Dipl. Geograph, vom Institut für Landes- und Stadtentwicklungs-
forschung des Landes Nordrhein-Westfalen beschäftigt sich seit Jahren mit dem
Thema Mobilitätsmanagement und kann auch eine ganze Reihe von praktischen
Beispielen aus den USA und Europa aufzeigen. Im Rahmen eines interes-
santen Referates, das er auf Einladung des Mouvement Ecologique in Luxem-
burg zu diesem auch hierzulande immer aktueller werdenden Thema hielt, gab
er zahlreiche wertvolle Denkanstöße. Der “Kéisecker” nutzte die Gelegenheit sich
mit ihm im Detail zu unterhalten.
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in Betrieben und Aktivitätszonen
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Die Erstellung eines Mobilitätskonzeptes: eine Aufgabe für alle Akteure: Staat und Gemeinde,
aber auch Arbeitgeber und Arbeitnehmer!



pflichtet sich sein Arbeitgeber ihm das
Taxi nach Hause zu bezahlen, oder ein
Car-Sharing Auto auf Firmenkosten zur
Verfügung zu stellen. In einigen Betrieben
im Ausland werden regelmäßig “Fahrge-
meinschaftsparties” organisiert, bei denen
Menschen sich persönlich unverbindlich
kennenlernen können, bevor sie sich dazu
entscheiden gemeinsam mit dem Auto zur
Arbeit zu fahren. Andere Betriebe stellen
Fahrgemeinschaften gratis oder bevorzug-
te (z.B. näher am Eingang) Parkplätze auf
dem Firmengelände zur Verfügung. 

Ein weiteres Handlungsfeld der MM wäre
Car-Sharing (nicht zu verwechseln mit
Fahrgemeinschaften). Hierbei greift eine
Firma für Außendienstfahrten auf Autos
einer Car-Sharing Organisation zurück,
wogegen sie vorher entweder eigene Fahr-
zeuge einsetzte, oder auf die Privatautos
ihrer Angestellten zurückgriff, die dadurch
gezwungen waren mit dem eigenen Auto
zur Arbeit zu kommen. Mit diesem System
erfolgt eine transparente Abrechnung und
der Arbeitgeber kann auch privat auf die-
ses Auto zurückgreifen im Fall, wo er viel-
leicht auf dem Nachhauseweg unvorher-
gesehene Umwege machen muss oder
Überstunden fällig sind. Dieses System
bietet eine große Flexibilität.

Um die Mitarbeiter zu motivieren ver-
mehrt mit dem Fahrrad zur Arbeit zu kom-
men, bedarf es nicht nur sicherer Radwe-
ge, sondern auch Duschen und Abstell-
möglichkeiten für das Fahrrad im Betrieb.
Lufthansa in Hamburg hat festgestellt,
dass seine Mitarbeiter, die regelmäßig per
Rad zur Arbeit fahren gesünder sind und
weniger oft am Arbeitsplatz krankheitsbe-
dingt fehlen.

Alternativen müssen proaktiv
vermarktet werden

Das A und O eines effizienten MMs sind
allerdings die Information und Beratung.
Einerseits kann die Beratung durch exter-
ne Mobilitätsberater erfolgen, die regel-
mäßig in die Betriebe kommen, oder durch
Mitarbeiter, die sich darauf spezialisieren,
ihren Kollegen in Mobiliätsfragen zur Sei-
te zu stehen. Beratung geht dabei über In-
formation hinaus. Es geht darum, den Ar-
beitnehmern verschiedene Alternativen
aufzuzeigen und mit ihnen zu besprechen.
Ein Mobilitätsberater erkennt dann auch
durch das  Gespräch eventuelle Schwach-
stellen und kann diese wiederum rückmel-
den an Organisationsverantwortliche bei
Verkehrsunternehmen. Hinzu kommt
natürlich auch das interne Marketing mit
besonderen Aktionen rund um den Ar-
beitsweg.

Immer mehr Belegschaften handeln mit
ihrem Patronat Jobtickets aus. Dies sind
Abonnements für den öffentlichen Ver-
kehr, die ihnen entweder gratis oder stark
verbilligt vom eigenen Betrieb angeboten
werden. Im günstigsten Fall können die
Betriebe diese Ausgaben von den Steuern
absetzen. Den Kommunen kommen solche
Großabnahmen sehr entgegen, da damit
sicheres Geld in die Kassen fließt zur wei-
teren Finanzierung des öffentlichen Ange-
botes.

Zuckerbrot und Peitsche

Nachdem das “Zuckerbrot” verteilt ist,
kann auch die “Peitsche” eingesetzt wer-
den, um den Erfolg zu erhöhen, z. B. in
Form von gerechter Parkraumbewirtschaf-
tung. Betriebe könnten zum Beispiel nur
denjenigen Angestellten Gratis-Parkplätze
zur Verfügung stellen, die  in Fahrgemein-
schaften anfahren oder die ganz klar vor-
her definierte Gründe haben, warum sie
auf das Auto nicht verzichten können. 
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Sind gesetzliche Auflagen zur Förderung
von MM sinnvoll und wie sähen sie aus?

Das ist eine sehr relevante Frage und sie
wird auch in Fachkreisen zur Zeit disku-
tiert. Eine generelle Auflage Mobilitätsplä-
ne zu machen finde ich zu diesem Zeit-
punkt nicht so sinnvoll, weil es genug klei-
nere Gesetzesänderungen gibt, mit denen
man sozusagen im Kleinen sehr viel bewir-
ken kann. Vielleicht ein paar Beispiele: im
Bereich des Steuerrechts geht es um die
Bevorteiligung nachhaltiger Verkehrsmit-
tel bzw. zunächst einmal um deren Gleich-
berechtigung (Stichwort “geldwerter Vor-
teil”: Zuschüsse durch den Arbeitgeber
zum Öffentlichen Verkehr oder zur Fahr-

radnutzung unterliegen häufig der Be-
steuerung, das kostenlose Parken jedoch
nicht). Bei Neuansiedlungen wären Forde-
rungen nach Mobilitätsplänen allerdings
sinnvoll. Hier hat zum Beispiel Großbritan-
nien eine weitgehende Einbettung in das
Planungsrecht (PPG 13). Man könnte es
auch angehen wie die Niederländer, die es
u.a. in die Umweltgesetzgebung einbinden
(“Wet Milieubeheer”), wo also Betriebe,
um die Umweltauflagen zu erfüllen auch
Mobilitätsmanagement-Konzepte vorle-
gen müssen. Das wären Elemente die man
einbringen könnte ohne direkt global Mo-
bilitätsmanagement einzufordern.

Interv iew mit  Guido Mül ler
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Wer sollte die Initiative ergreifen in Ak-
tivitätszonen, wo es in der Regel mehre-
re kleinere bis mittelgroße Betriebe gibt?

Da braucht man auf jeden Fall jemanden,
der das Ganze initiiert und auch am Leben
erhält. Die Kammer oder Verbände von an-
sässigen Betrieben könnten diese Rolle
übernehmen, oder eine übergeordnete
Struktur, wenn vorhanden. Es kann natür-
lich auch von der Kommune übernommen
werden, besonders bei Gebieten, die in der
Nähe von Wohngebieten liegen und viel
Verkehrsbelastung für die Einwohner ver-
ursachen. Es ist auf jeden Fall schwieriger
bei vielen kleinen Betrieben.

In welchem Zeitrahmen 
spielt sich MM ab?

Es gibt kurzfristige und langfristige Akti-
vitäten. Man kann mit einfachen Maß-
nahmen natürlich auch schon in einem
Jahr etwas bewegen. Meist muss man mit
zwei Jahren rechnen von der Erstellung
von Konzepten über die Umsetzung bis zu
ersten Ergebnissen. Kleinere Maßnahmen,
zum Beispiel bessere Radabstellplätze,
kann man sofort einrichten. Prinzipiell
handelt es sich allerdings beim Mobi-
litätsmanagement um einen Prozess. Es
wäre also falsch zu sagen, man macht ein-
mal etwas und dann war es das. Wenn es
einmal verankert ist, muss es laufend
überprüft und angepasst werden.

Was hat MM der Tatsache entgegen-
zusetzen, dass für viele Menschen ihr
Auto Statussymbol ist und sie deshalb
nicht darauf verzichten wollen? An-
dere möchten ganz bewusst in ihrem
Auto vom Stress der Arbeit abschalten
und ermöglichen sich damit die nöti-
ge Distanz zu den Kollegen.

Der Status des Autos ist ein Punkt, um den
man nicht herumkommt. Man wird nie
alle Menschen mit neuen Angeboten er-
reichen können, das ist ganz klar. Wichtig
ist, gute Dienstleistungen anzubieten, die
auch für Autofahrer attraktiv zum Auspro-
bieren sind. Man könnte versuchen die
Menschen dazu bewegen tageweise auf
ihr Auto zu verzichten und so über 
kleinere Schritte vielleicht Gefallen an 
Alternativen zu finden und langfristig ihr
Verhalten zu ändern. Das ist natürlich ein
langer Weg, bei dem neben Anreizen 
sicher auch Restriktionen eine Rolle spielen.

Welche Erfolge kann man erzielen,
bzw. wie werden die Erfolge gemessen?

Man kann die Erfolge nach verschiedenen
Maßstäben bewerten. Verkehrspolitisch
wäre die Fahrtenverteilung auf die einzel-
nen Verkehrsmittel am interessantesten
und zwar kann man das über Befragung,
vorher/nachher leicht feststellen. Mit ein-

Weitere Informationen:

Making Travel Plans Work 
– Lessons from UK case studies
Leitfaden des britischen Verkehrsministeriums
(www.dft.gov.uk)

Toolbox für Mobilitätsmanagement 
in Firmen
Internet-Leitfaden für Unternehmen 
(www.mobilitymanagement.be)

Betriebliches Mobilitätsmanagement
Erfahrungen des Modellvorhabens 
“Sanfte Mobilitätspartnerschaft”
Leitfaden aus Österrecih 
(www.mobilitätsmanagement.at

fachen Maßnahmen kann man etwa eine
Verringerung des Pkw-Verkehrs von 5 bis
10% erreichen. Mit kompletteren Maß-
nahmen inklusive Parkraumbewirtschaf-
tung sind 20 % und mehr zu erreichen je
nach Standort und bestehender Verkehrs-
mittelwahl. Man kann Erfolg natürlich
auch in anderen Kategorien messen, zum
Beispiel im Krankenstand. So gibt es An-
zeichen dafür, dass regelmäßige Radfah-
rer/-innen seltener am Arbeitsplatz fehlen.
Für viele Betriebe wird der finanzielle Er-
folg ausschlaggebend sein, etwa wenn
durch Mobilitätsmanagement eine kost-
spielige Parkraumerweiterung vermieden
werden kann. Nicht so einfach messbar,
aber trotzdem nicht zu unterschätzen, ist
die bessere Nachbarschaft der Unterneh-
men zu den Anrainern. Man merkt es dar-
an, dass sich allgemein weniger beschwert
wird. Man sollte sich demnach weniger
auf Zahlen allein verlassen.

Wie beurteilen Sie die Vorgehensweise
der Stadt Luxemburg gebührenpflich-
tiges Parken flächendeckend im öf-
fentlichen Straßenraum einzuführen?

Ich sehe das erst einmal positiv, dass
Flächeninanspruchnahme etwas kostet
und zwar den, der ihn exklusiv nutzt. Auf
der anderen Seite sollte man dann natür-
lich Angebote machen, damit es auch von
außen nicht bloß verstanden wird als ein-
seitige Maßnahme, um Geld in die Kasse
zu bekommen. Es geht darum aufzuzei-
gen, wo dieses Geld jetzt einfließt (zum
Beispiel in eine angepasste Buslinie).

Was halten sie von Zwischenlösungen,
wie kurzfristig umgestaltete Grünflächen
in Parkplätze, bis die Bahn ausgebaut ist
und mehr Pendler aufnehmen kann?

Generell erstmal nicht viel, weil ich denke,
man sollte versuchen andere Maßnahmen
auszuschöpfen, bevor man zu solchen
Mitteln greift. Es könnte sich durchaus
zeigen, dass man einige Parkflächen an
bestimmten Orten nicht braucht oder eher
an anderen, sodass eine solche Umwand-
lung eher an letzter Stelle eingesetzt wer-
den sollte. Ganz besonders weil man nicht
erwarten kann, dass alle Parkplätze, wenn
sie denn einmal eingerichtet wurden, auch
wieder rückgebaut werden.

Sind Ihrer Meinung nach die Ängste
der Randgemeinden begründet, dass
die Probleme sich auf ihre Gebiete
verlagern könnten?

Die Ängste sind zunächst begründet. Es ist
ein bekanntes Phänomen, dass Maßnah-
men teilweise ungewollte Konsequenzen
in angrenzenden Gebieten entwickeln.
Man sollte sich deshalb unbedingt anse-
hen, was dort passiert und dann zusam-
men mit den Randgemeinden schauen,
was man machen kann. Genaueres kann
ich hierzu nicht sagen, weil ich die Situa-
tion nicht genau kenne.

Laure Simon

Durch ein Mobilitätsmanagement in Aktivitätszonen soll den 
Arbeitnehmern die Chance gegeben werden, bequem auf Ihren
Privatwagen zu verzichten. Dies mittels eines sehr spezifisch auf
ihre Bedürfnisse ausgerichtetes Angebot der öffentlichen Trans-
portmittel, der Organisation von Mitfahrgelegenheiten u.a.m. Ob
wohl die heutige Debatte über die Parkplatzproblematik in und
um Luxemburg durch ein derartiges vor Jahren in die Wege ge-
leitetes Management hätte verhindert werden können?


